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Nguyen Khanh Bui, geb. 1975 in Hanoi, Vietnam. Nach dem Studium der 

Rechtswissenschaft und Anglistik in Hanoi ist er jetzt als wissenschaftli-

cher Mitarbeiter am Institut für Staat und Recht Vietnam und als Privat-

dozent an der Nationalen Universität Hanoi tätig.

Nguyên Khánh Bui sinh năm 1975 tại Hà Nội, Việt Nam. Sau khi tốt nghiệp Luật và Anh ngữ 
tác giả làm việc tại Viện Nhà nước và Pháp luật Việt Nam như là cán bộ nghiên cứu khoa 
học và tại Đại học Tổng hợp Quốc gia Hà Nội như giảng viên kiêm nhiệm. 

Die fortschreitende Globalisierung stellt das vietnamesische Rechtssys-

tem vor große Herausforderungen. Weder das Wettbewerbsrecht noch 

dessen Rahmen, die Wirtschaftsverfassung des Landes, können deshalb 

als endgültig festgelegt gelten. Anhand der Wirtschaftsverfassungen 

Deutschlands und der Europäischen Union stellt der Autor verglei-

chende Überlegungen an, deren Ergebnisse er auf Vietnam überträgt. 

Auf diese Weise kann er mögliche Lösungen für drängende Probleme 

anbieten.

Sự phát triển của quá trình toàn cầu hóa đang đặt ra cho hệ thống pháp luật Việt Nam trước 
những thách thức lớn. Vì vậy cả pháp luật cạnh tranh và thể chế hiến pháp kinh tế của quốc 
gia không phải lúc nào cũng có hiệu lực như là quy định có giá trị cuối cùng. Trên cơ sở 
thể chế hiến pháp kinh tế của Cộng hòa liên bang Đức và Liên Minh Châu Âu, tác giả đã có 
những cân nhắc pháp lý so sánh và chuyển giao những kết quả này khi nghiên cứu trường 
hợp Việt Nam. Bằng cách đó, tác giả có thể đề xuất những giải pháp khả thi đối với những 
vấn đề cấp bách.
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Vorwort 

Die vorliegende Arbeit wurde im Wintersemester 2005/2006 bei der Rechtswissenschaft-
lichen Fakultät der Universität Potsdam als Dissertation eingereicht. 
 
Meinem verehrten Doktorvater, Herrn Vorsitzendem Richter am Landessozialgericht 
a.D., Professor Dr. Dieter C. Umbach danke ich einerseits für die Anregung zum Thema 
meiner Arbeit und andererseits dafür, dass er mich durch seine Erfahrung bei der 
Konzipierung der Arbeit wie bei der Realisierung und dem Finden der Ergebnisse sicher 
und mit außerordentlicher Geduld geleitet und bestärkt und auch schwierige Phasen mit 
großer Gelassenheit zu überwinden geholfen hat. Sehr positiv hat sich dabei ausgewirkt, 
dass Professor Dr. Umbach zu den – wohl wenigen – anerkannten Experten im Öffent-
lichen Recht in der Region Südostasien zählt und natürlich auch Vietnam aus eigener 
Anschauung kennt. Schließlich sind die immer fruchtbaren und lehrreichen Dokto-
randenseminare bei Professor Dr. Umbach in Erinnerung zu rufen, die in der kritischen 
Diskussion auch dieser Arbeit zugute gekommen sind. Nicht zuletzt habe ich für die 
Aufnahme der Arbeit in die Potsdamer Rechtswissenschaftliche Reihe zu danken. 

 
Frau Professor Dr. Carola Schulze danke ich nicht nur für die zügige Erstellung des 
Zweitgutachtens, sondern auch für vielfältige Unterstützung und Anregung und für 
immer freundlichen fachlichen und menschlichen Zuspruch. 

 
In besonderer Weise danke ich dem Deutschen Akademischen Austauschdienst (DAAD) 
für seine finanzielle und auch darüber hinausgehende Förderung, ohne welche meine 
Promotion nicht möglich gewesen wäre. Der Jan-Brauers-Stiftung danke ich für die 
Gewährung einer finanziellen Unterstützung für die Druckvorbereitung. 

 
Schließlich und vor allem aber danke ich meinen Eltern und meiner Frau, die mich in 
allen Phasen meines Lebens und bei allen Entscheidungen behutsam geleitet und groß-
zügig unterstützt haben. 
 
Potsdam, im März 2006 / Hanoi im März 2007 Nguyen Khanh Bui 
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lượng cao ở bộ môn của Giáo sư Tiến sỹ Dieter. C. Umbach, cái để lại dấu ấn trong 

những buổi thảo luận và Luận án tiến sỹ của tôi. Sau cùng, tôi xin được bầy tỏ lời cảm 
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Tôi cũng xin được bày tỏ lời cảm ơn đến Giáo sư Tiến sỹ Carola Schulze không chỉ vì 

Ngài đã có Nhận xét thứ hai cho Luận án của tôi rất nhanh chóng mà còn vì sự giúp đõ 

nhiều mặt, sự đồng viên và góp ý chân thành của Ngài về chuyên môn cho bản thân tôi. 
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giai đoạn của đời tôi và luôn giành cho tôi sự giúp đỡ chân thành nhất 
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Einleitung 
 
A. Die Problemstellung 
 
Mit der Anerkennung der Marktwirtschaft und der Öffnung zur Außenwelt wurden die 
Auffassungen und Methoden der staatlichen Regulierung bei der Wirtschaftsentwicklung 
in Vietnam grundlegend geändert. Gleich mit dem Übergang zur Marktwirtschaft wurde 
der Wettbewerb als ein Grundprinzip bei der Organisation und Leitung der Transforma-
tionswirtschaft Vietnams erkannt. Die in der Verfassung von 1992 und ihrer Novelle von 
2001 verankerte Politik einer Mehrsektorenwirtschaft und des Schutzes solcher Grund-
rechte wie Berufsfreiheit und Eigentumsgarantie hat die materiellen Voraussetzungen für 
den Wettbewerb sowie für die schrittweise Schaffung rechtlicher Grundlagen zur Regu-
lierung des Wettbewerbs als Merkmal der Marktwirtschaft geschaffen. 

Dabei vollzieht sich der Übergang zur Marktwirtschaft in Vietnam vor einem kon-
kreten Hintergrund und unter spezifischen Bedingungen, die auf die Entwicklung der 
Wettbewerbspolitik sowie des Wettbewerbsrechts Einfluss haben.  

Ausgehend von der Unvollständigkeit des Planwirtschaftsmechanismus, in der 
Wettbewerb als fremdartig angesehen und das staatliche Monopol ausgeübt wird, befin-
det sich die sozialistische Marktwirtschaft Vietnams bis heute noch in der primitiven 
Anfangsphase und ist von Übergang, Ursprung und Unwissenheit der Unternehmensfrei-
heit und der Wettbewerbsformen noch eindeutig geprägt. Gerade beim Übergang vom 
Staatsmonopol zur Marktwirtschaft sind in den Gedanken und im Handeln die Monopol-
Gewohnheiten als eine Aversion gegen den Wettbewerb und die ungenügende Kenntnis 
der Schattenseiten des Monopols in der Marktwirtschaft noch vorhanden. Aus diesem 
Grund richtet sich das allgemeine Bewusstsein der Gesellschaft, des Kreises der Kauf-
leute sowie der Politiker und Gesetzgeber zu Erscheinungsformen von Wettbewerb, 
unlauterem Wettbewerb und Monopol noch nicht nach den allgemeinen und modernen 
Grundsätzen des Marktes. Eine eigene rechtliche Ordnung über den Wettbewerb ist 
deshalb noch nicht vollständig entwickelt, obwohl darauf in den Beschlüssen der Kom-
munistischen Partei Vietnams aufmerksam gemacht wurde.1 

Dazu kommt, dass wegen der längeren Existenz in einer „bleiernen“ Zeit für De-
mokratie und Freiheit die Grundrechte sowohl in der Verfassung als auch im Rechtsle-
ben Vietnams bis heute noch keine wirklich wichtige Rolle spielen. Verantwortlich dafür 
sind die Rückständigkeit des traditionellen Rechtsdenkens in der Beziehung zwischen 
Bürger und Staat und die Mangelhaftigkeit des verfassungsrechtlichen Grundsrecht-
schutzes. Dies hat zur Folge, dass die alten Vorstellungen bei den meisten Vietnamesen 
erhalten bleiben und die neu gegründeten Unternehmen nicht erkennen, welche neue 

                                                 
1
 Nguyen Nhu Phat/Bui Nguyen Khanh, Vorwärtsstrebung zur Herausbildung des Wettbewerbsrechts unter den 

Bedingungen des Übergangs zur Marktwirtschaft in Vietnam, „Cong an nhan dan“ Verlag, Hanoi, 2001,  
S. 211 ff. 
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Chancen sie besitzen, wenn der Wettbewerb unter einer Kontrolle steht und gefördert 
und geschützt wird. 

Wegen der Mängel im Inhalt der Konzeption der sozialistischen Marktwirtschaft2 
und der politischen Orientierung der Kommunistischen Partei Vietnams wird die Wirt-
schaftsverfassung noch als die Summe der Rechtssätze verstanden, die sich der sozialis-
tische Staat gegeben hat, um die Volkswirtschaft zu leiten.3 Diese Auffassung ist durch 
die verfassungsrechtliche Diskriminierung der Eigentumsformen und Wirtschaftssekto-
ren, die Beschränkung der Gewerbefreiheit des Bürgers in der Realität und durch die 
übermäßige Betonung der Leitung des Staates in der Wirtschaft sehr deutlich charakteri-
siert. Diese Tatsachen gereichten Vietnam zum Nachteil bei der Integration in die Welt-
wirtschaft. Die in der Verfassung von 1992 festgelegten Privilegierungen der staatlichen 
Wirtschaft sind Beweise für den Protektionismus Vietnams im internationalen Handels-
prozess. Aus diesem Grund haben die amerikanischen Behörden die Existenz der viet-
namesischen Marktwirtschaft im „„Catfish“-Prozess 20024 und im „„Garnele“- Prozess 
20045 zwischen Vietnam und USA nicht anerkannt und auf dieser Basis nachteilige 
Entscheidungen für die vietnamesischen Unternehmen getroffen6. 

Eine höher entwickelte Integration Vietnams in der Weltwirtschaft ist eine Heraus-
forderung sowohl für die Wirtschaft als auch für den Staat und sein Recht.7 Unter diesen 
Bedingungen hat das vietnamesische Rechtssystem zwei Arten von Aufgaben: Die 
Schaffung der rechtlichen Grundlage für die Entstehung und den Schutz der marktwirt-
schaftlichen Faktoren und die Harmonisierung des vietnamesischen Rechtssystems mit 
fremden Rechtssystemen zur Anpassung des vietnamesischen Rechts an die internationa-
len Regulierungsmaßstäbe der wirtschaftlichen Integration. Aufgrund des Drucks und 

                                                 
2 Weder die Regierung, noch die Kommunistische Partei in Vietnam, haben bisher im Detail beschrieben, was 

eine Sozialistische Marktwirtschaft auszeichnet oder kennzeichnet. Oftmals werden in Vietnam Reformen ad 
hoc eingeleitet, ohne zu erklären, welcher Zielzustand schließlich erreicht werden soll. Vgl. Willibold 
Frehner, Sozialistische Marktwirtschaft – Soziale Marktwirtschaft. Versuch einer begrifflichen Abklärung des 
Modells einer Sozialen und Ökologischen Marktwirtschaft, Vortrag im Seminar über „Die Rolle des Staates 
in der Marktwirtschaft“ am 25.05.2004, Hue, Vietnam, S. 2.  

3 Hoang The Lien, Die rechtlichen Probleme der Wirtschaftsordnung, in: Institut für Staat und Recht Vietnams, 
Kommentar zur Verfassung der Sozialistischen Republik Vietnam von 1992, „Khoa hoc Xa Hoi“ Verlag, 
Hanoi, 1995, S. 176; Pham Duy Nghia, Spezielle Forschung über Wirtschaftsrecht „Dai hoc Quoc gia“ 
Verlag, Hanoi, 2004, S. 104.  

4
 Aktuelle Information über den „Catfish“-Prozess (abrufbar unter vnexpress: 

http://vnexpress.net/Vietnam/Kinh-doanh/2002/07/3B9BDC93/); Entscheidung des US-Handelministeriums 
über den „Catfish“-Prozess vom 27.01. 2003 (abrufbar unter dem Web: 
http://vietnam.usembassy.gov/wwwhbtanme2v.html). 

5 Aktuelle Information über „Garnele“-Prozess (abrufbar unter:  
http://vnexpress.net/Vietnam/Kinh-doanh/2004/06/3B9D3961/). 

6 Entscheidung des US-Handelministeriums über den Stand der Marktwirtschaft Vietnams vom 18. 11.2002 
(abrufbar unter dem Web: http://vietnam.usembassy.gov/wwwhbtanme1v.html; 
http://vietnam.usembassy.gov/wwwhbtanme2v.html). 

7 Dazu auch Dao Tri Uc, Auswirkungen der Globalisierung auf die Entwicklung und Erneuerung des Rechts in 
Vietnam, Zeitschrift „ Nha nuoc & phap luat“ (Staat und Recht), Heft 10, Hanoi, 2001, S. 3 ff. 
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der Anforderungen zur Wirtschaftsintegration von Außen steht Vietnam heute vor der 
heiklen Wahl: entweder den öffentlichen Konflikt zwischen den neuen Gesetzen, und 
den Verpflichtungen, die Vietnam in den völkerrechtlichen Verträgen übernommen hat, 
und der in der Verfassung von 1992 festgeschriebenen Wirtschaftsordnung weiter auszu-
bilden und zu verstärken oder die Wirtschaftsordnung der Verfassung von 1992 grundle-
gend zu erneuern. Um diese Frage richtig zu beantworten, braucht Vietnam eine neue 
Auffassung über Wirtschaftsverfassung und ihre rechtliche Ausgestaltung in der Verfas-
sung, über die Rolle der Grundrechte und ihren verfassungsrechtlichen Schutz. 

Es kann festgestellt werden, dass die o. g. wirtschaftliche und rechtliche Situation 
in Vietnam die Wissenschaft und die staatlichen Leitung bei der Entwicklung und 
Durchführung des Wettbewerbsrechts vor eine Vielzahl von Problemen und Anforde-
rungen stellt. Zu bewältigen sind dabei folgende Fragen: 
– Wie müssen die verfassungsrechtlichen Grundlagen für den Wettbewerb gestaltet 
werden, um eine gerechte und lautere Wettbewerbsordnung zu erreichen? 
– Wie müssen die rechtlichen lauteren Wettbewerbsbedingungen in einer Wirtschafts-
struktur gestaltet sein, in der die staatlichen Unternehmen großen Anteil an der Wirt-
schaft haben und bevorzugt werden? 
– Wie ist der Eingriff der öffentlichen Gewalt in dem Kontext zu gestalten, in dem 
sich staatliche Behörden weiterhin ungerechtfertigt in die Wirtschaftstätigkeiten und in 
den Wettbewerb einmischen? 
– Wie kann die Herausbildung des Wettbewerbsrechts sowie der anderen Institutionen 
zum Schutz des Wettbewerbs gerecht gestaltet werden, um die Interessen der vietnamesi-
schen Unternehmen bei der regionalen und internationalen Integration zu gewährleisten? 

 
Es ist leicht zu erkennen, dass die schrittweise Schaffung der rechtlichen Grundlagen für 
die Wettbewerbsordnung im Einklang mit der Verwaltungsreform, der Reform des staat-
lichen Wirtschaftssektors und mit den Forderungen der Integration Vietnams in die 
Weltwirtschaft stehen muss. Natürlich sind die verfassungsrechtlichen Grundlagen für 
die o. g. Reformen gleichzeitig zu schaffen. Um dieses Ziel zu erreichen, muss Vietnam 
die Erfahrungen und die modernen Regelungen und Rechtskenntnisse über die Wirt-
schaftsverfassung und das Wettbewerbsrecht der führenden Ländern kennen lernen und 
optimal anwenden. 

Obwohl die vietnamesische Sozialistische Marktwirtschaft und die soziale Markt-
wirtschaft der BRD erhebliche Unterschiede aufweisen, ähneln sie sich von der Idee. Die 
zentralen Punkte der beiden Modelle sind die Wettbewerbsordnung und der soziale Aus-
gleich. Heute wird das Modell der sozialen Marktwirtschaft der BRD als ein erfolgrei-
ches Modell in der Welt angesehen. Es kann als Vorbild für die schrittweise Schaffung 
der Bestandteile der vietnamesischen sozialistischen Marktwirtschaft herangezogen 
werden. Das setzt voraus, dass die vietnamesischen Rechtsreformen parallel durchge-
führt werden müssen. 

Aus oben genannten Gründen ergibt sich die Schlussfolgerung, dass eine Untersu-
chung über das Wettbewerbsrecht im Rahmen der Wirtschaftsverfassung Vietnams unter 
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Berücksichtigung der deutschen und europäischen Wirtschaftsverfassung notwendig ist. 
Natürlich ist diese Untersuchung grundsätzlich schwierig, weil die BRD und Vietnam 
nicht nur verschiedene politische, historische, soziale, kulturelle Grundlagen, sondern 
auch einen unterschiedlichen Entwicklungsstand der Marktwirtschaft aufweisen. Diese 
Unterschiede wirken sich nicht nur im öffentlichen Recht, sondern auch im privaten 
Recht aus. Trotz dieser Unterschiede ist eine rechtsvergleichende Überlegung hinsicht-
lich der Wettbewerbsordnung in der Marktwirtschaft, insbesondere unter den Bedingun-
gen der Globalisierung, möglich. Wenn der Wettbewerb als eines der grundsätzlichen 
Prinzipien der Marktwirtschaft, als der Impuls zur wirtschaftlichen Entwicklung angese-
hen wird, ist eine Wettbewerbsordnung, die den Wettbewerb fördert und schützt, sowohl 
für die führenden Länder als auch für die Entwicklungsländer und Transformationsländer 
immer erforderlich. Deutschland und Vietnam bilden da keine Ausnahme.   

 
 
B. Erkenntnisstand in Vietnam 
 
In Vietnam hat die Wissenschaft schon in den 90er Jahren mit der Untersuchung des 
Wettbewerbs und Wettbewerbsrechts begonnen. Von Rechtswissenschaftlern8 analysiert 
wurden die Probleme der theoretischen Grundlagen des Wettbewerbs und des Wettbe-
werbsrechts; die Inhalte dieses Rechtsinstituts aus dem Recht einiger Länder; wissen-
schaftlichen Fragen zur Grundkonzeption des Wettbewerbsrechts in Vietnam und seine 
Notwendigkeit.  

Bisher wurden schon einige Arbeiten in unterschiedlichen Formen und Umfang re-
alisiert. Bemerkenswert sind die Forschungen des Institutes für Markt und Preis im Auf-
trag des Finanzministeriums (im Jahr 1996), die Forschungen des Zentralinstitutes für 
Wirtschaftsführung im Auftrag des Ministeriums für Planung und Investitionen (im Jahr 
2000, 2002), die Gutachten des Institutes für Staat und Recht im Auftrag des Ministeri-
ums der Justiz (im Jahr 2001). Darüber hinaus haben internationale und ausländische 

                                                 
8 Dazu Justizministerium Vietnams, Zusammenfassung des Projekts VIE/94/003 über die Verstärkung der 

Rechtsfähigkeit in Vietnam, Hanoi, 1998; Dao Tri Uc, Wettbewerb und Wettbewerbsrecht in Vietnam in der 
Gegenwart, Heft 11, Hanoi, 2000; Le Dang Doanh, Die Grundprobleme der Wettbewerbspolitik und des 
Wettbewerbsrechts, Zeitschrift „ Nha nuoc & phap luat“ (Staat und Recht), Heft 11, Hanoi, 2000; Nguyen 
Nhu Phat/Bui Nguyen Khanh, Vorwärtsstrebung zur Herausbildung des Wettbewerbsrechts unter den 
Bedingungen des Übergangs zur Marktwirtschaft in Vietnam, Verlag: „Cong an nhan dan“, Hanoi, 2001; 
Nguyen Nhu Phat/Tran Dinh Hao, Wettbewerb und Entwicklung des Wettbewerbsrechts in Vietnam in der 
Gegenwart, Verlag „Cong an nhan dan“, Hanoi, 2002; CIEM/UNDP-Projekt VIE/97/016, Die rechtlichen und 
institutionellen Probleme über die Wettbewerbspolitik und die Aufsicht des Monopols im Handeln, Verlag 
„Giao thong van tai“, Hanoi, 2002; Le Viet Thai, Wettbewerbspolitik in Vietnam: Situation, Lösung und 
Aussichten, Dokument des Zentralinstituts für Wirtschaftsführung Vietnams (CIEM), Hanoi, 2004; Dang Vu 
Huan, Recht gegen unlauteren Wettbewerb und Wettbewerbsbeschränkungen in Vietnam, Verlag: „Chinh tri 
quoc gia“, Hanoi, 2004; Pham Duy Nghia, Das neue Wettbewerbsgesetz in Vietnam: wirtschaftspolitische 
Hintergründe, Entwicklung und Probleme, 2005 (abrufbar unter www.phamduynghia.netfirms.com). 
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Entwicklungshilfe-Organisationen wie UNCTAD, UNDP, OECD, JICA (Japan), Konrad 
Adenauer Stiftung (BRD) dabei Unterstützung geleistet. Dank der Wissenschaft und der 
Entwicklungshilfe war es möglich, dass die Entwurfskammer für das Wettbewerbsgesetz 
die Wettbewerbsgesetze von 9 Ländern (China, Thailand, Kroatien, Bulgarien, BRD, 
Frankreich, Korea, Japan, Kanada) und aus dem Territorium (Taiwan) sowie Modellge-
setze von internationalen Organisationen (UNCTAD, OECD) als Forschungsmaterialien 
und Literatur übersetzt und analysiert hat. Auf der Grundlage dieser Forschungsarbeiten 
ist unter Federführung des Handelsministeriums das erste Wettbewerbsgesetz vom 
03.12.2004 in Vietnam erarbeitet worden. 

Allerdings gibt es in Vietnam bisher noch keine wissenschaftliche Arbeit über das 
Wettbewerbsrecht aus verfassungsrechtlicher Sicht. Insofern kann das Thema meiner 
Untersuchung als eine neue Betrachtungsweise dieser Frage in der vietnamesischen 
Rechtswissenschaft angesehen werden. 

Für den Erfolg dieser Untersuchung ist es notwendig gewesen, derartige wissen-
schaftliche Arbeiten in anderen Ländern, besonders in Deutschland zu studieren und 
daraus, mit den Zusammenfassungen und rechtsvergleichenden Methoden Konsequenzen 
für Vietnam zu ziehen. 

 
 
C. Ziele, Aufgaben und Methode der Untersuchung 
 
Mit der o. g. Problemstellung hat die Untersuchung das Ziel verfolgt, die wissenschaftli-
chen und praktischen Gründe der Herausbildung des Wettbewerbsrechts im Rahmen der 
vietnamesischen Wirtschaftsverfassung unter Berücksichtigung der deutschen und euro-
päischen Wirtschaftsverfassung bezüglich des Wettbewerbs zu analysieren. Zugleich 
sollten grundsätzliche Lösungen für die Vervollkommnung der rechtlichen Grundlagen 
der Wettbewerbsordnung in Vietnam erarbeitet werden. Um dieses Ziel zu erreichen, hat 
die Untersuchung folgende Aufgaben umfasst: 
– Verschaffung eines Überblicks über die europäische und deutsche Wirtschaftsver-
fassung, 
– Erforschung des Rahmens der Wirtschaftsverfassung Vietnams, 
– Herausarbeitung von Forderungen, die an die vietnamesische Wettbewerbspolitik im 
Rahmen der Integration Vietnams in die Weltwirtschaft gestellt werden, 
– Erforschung des wirklichen Zustandes des Wettbewerbs und Wettbewerbsrechts in 
Vietnam, 
– Untersuchung der rechtlichen Herausforderungen für die Durchführung des Wett-
bewerbsrechts in Vietnam, 
– Vorstellen von grundsätzlichen Lösungen für die Vervollkommnung der rechtlichen 
Grundlagen der Wettbewerbsordnung in Vietnam.  
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Dabei wurden vorwiegend die Darstellungs- und Analysemethode sowie die rechtsver-
gleichende Methode angewendet. Das ergibt sich aus folgenden Überlegungen: 
– Für Vietnam ist das Wettbewerbsrecht eine neue Erscheinung, es ist jedoch in vielen 
Ländern, insbesondere in Deutschland weit entwickelt, 
– Zum ersten Mal ist dieses Recht zu einem Verfassungsproblem in Vietnam gewor-
den. Gerade bei Änderung der verfassungsrechtlichen Grundlagen Vietnams ist zu beach-
ten, dass die Verfassung zur allseitigen Integration Vietnams in der Welt beitragen soll. 
 
Neben der Darstellungs- und Analysemethode sowie der rechtsvergleichenden Methode 
sind weitere Methoden wie Statistik und Zusammenfassung in dieser Untersuchung 
angewendet worden. 

 
 
D. Die Begrenzung der Untersuchung 
 
Es konnte festgestellt werden, dass der Begriff der „Wirtschaftsverfassung“ nicht nur in 
Vietnam9, sondern auch in Deutschland10 nicht einheitlich verwendet wird. In der Disser-
tation wird der Begriff der „Wirtschaftsverfassung“ in einem weiteren Sinn verstanden. 
Er umfasst alle grundlegenden Rechtssätze des wirtschaftlichen Prozesses. Dies ist die 
Gesamtheit der Rechtsnormen, die Organisation und Ablauf des wirtschaftlichen Prozes-
ses grundlegend und dauernd bestimmen, ohne Rücksicht auf ihren Rang als Verfas-
sungs- oder Gesetzesrecht.11 Ausgehend von dieser Auffassung können die zentralen 
einfachen Gesetze des Wirtschaftslebens wie das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrän-
kungen und das Gesetz gegen unlauteren Wettbewerb als wichtige Bestandteile der 
„Wirtschaftsverfassung“ angesehen werden. Diese Sicht ermöglichte die Untersuchung 
des Wettbewerbsrechts aus verfassungsrechtlicher Sicht. 

Meine Untersuchung hat jedoch nicht alle Inhalte der „Wirtschaftsverfassung“ in 
Deutschland, der EU und Vietnam zum Gegenstand, sondern sie beurteilt das Wettbe-

                                                 
9 Dazu siehe etwa Hoang The Lien, Die rechtliche Probleme der Wirtschaftsordnung, in: Institut für Staat und 

Recht Vietnams, Kommentar zur Verfassung der Sozialistischen Republik Vietnam von 1992, „Khoa hoc Xa 
Hoi“ Verlag, Hanoi, 1995, S. 176; Pham Duy Nghia, Spezielle Forschung über Wirtschaftsrecht „Dai hoc 
Quoc gia“ Verlag, Hanoi, 2004, S. 104. 

10 Krüger, Grundgesetz und Kartellgesetzgebung, 1950, S.11; E.R. Huber, Wirtschaftsverwaltungsrecht, 2. Aufl., 
I. Band, 1953, S.30; Nipperdey, Die soziale Marktwirtschaft in der Verfassung der Bundesrepublik 
(Schriftenreihe der Jurist. Studiengesellschaft Karlsruhe H.10), 1954; Nipperdey, Soziale Marktwirtschaft und 
Grundgesetz, 3. Aufl., Köln, 1965, S. 25; Ballerstedt, Wirtschaftsverfassungsrecht, in: Die Grundrechte, Bd. 
III/1, S. 1ff.,9 f; Badura, Wirtschaftsverfassung und Wirtschaftsverwaltung, 1971, S.18; Badura,  
Wirtschaftsverfassung und Wirtschaftsverwaltung, Tübingen, Mohr Siebeck Verlag, 2005, S. 9-13; Zuck, 
Wirtschaftsverfassung und Stabilitätsgesetz, München, 1975, S. 11f; Rittner, Wirtschaftsrecht, 2., völlig neu 
bearbeitete und erweiterte Auflage, Heidelberg, C. F. Müller Juristischer Verlag, 1987, S. 25.  

11 Vgl. Badura, Wirtschaftsverfassung und Wirtschaftsverwaltung, 1971, S.18; ähnl. Reiner Schmidt/Thomas 
Vollmöller, Kompendium Öffentliches Wirtschaftsrecht, 2. neu bearbeite Auflage, Springer Verlag, 2004,  
S. 49.  
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werbsrecht im Rahmen der vietnamesischen Wirtschaftsverfassung unter Berücksichti-
gung der deutschen und europäischen Wirtschaftsverfassung bezüglich des Wettbewerb 
und zieht daraus mit den Zusammenfassungen und rechtsvergleichenden Überlegungen 
die entsprechenden Konsequenzen für Vietnam. 

Obwohl die rechtsvergleichende Methode vorwiegend angewendet wurde, ist mei-
ne Untersuchung aber keine Rechtsvergleichung, die deutschen und vietnamesischen 
Wettbewerbsgesetze und Verfassungsmodelle miteinander vergleichen und darlegen soll, 
welche Unterschiede sich gerade durch die jeweils unterschiedliche international ausge-
richtete Orientierung ergeben, aber auch welche Gemeinsamkeiten existieren. In meiner 
Untersuchung sind die rechtsvergleichenden Überlegungen nur die Materialien, um die 
rechtlichen Probleme und Anforderungen an Vietnam darzulegen.    

Den Schwerpunkt meiner Untersuchung stellt das Wettbewerbsrecht im Rahmen 
der vietnamesischen Wirtschaftsverfassung und seine rechtlichen Herausforderungen 
unter den Bedingungen der Globalisierung dar. Im Rahmen dieser Untersuchung ist es 
allerdings nur möglich, grundsätzliche Lösungen für die Vervollkommnung der rechtli-
chen Grundlagen der Wettbewerbsordnung in Vietnam vorzuschlagen, weil trotz des 
Inkrafttretens des vietnamesischen Wettbewerbsgesetzes am 01.07.2005 sowie der 5 
Rechtsverordnungen der Regierung als Durchführungsbestimmungen für die Wettbe-
werbsbehörden12, die Behandlung für die Wettbewerbsrechtswidrigkeit13, für die Durch-
führung einiger Artikel des Wettbewerbsgesetzes14 und für den unlauteren Multi-Level 
Marketing Plan15 es an vielen notwendigen Durchführungsvorschriften des Wettbe-
werbsgesetzes fehlt.  

Gesetzgebung, Literatur und Rechtsprechung sind bis Januar 2006, vereinzelt auch 
darüber hinaus, berücksichtigt. 

                                                 
12 Die Rechtsverordnung Nr. 05/2006/ND-CP der Regierung über die Organisation und die Tätigkeiten der 

Wettbewerbskammer vom 09.01.2006 und die Rechtsverordnung Nr. 06/2006/ND-CP der Regierung über die 
Organisation und die Tätigkeiten der Wettbewerbsbehörde vom 09.01.2006 wurden erlassen. 

13 Die Rechtsverordnung Nr. 120/2005/ND-CP der Regierung über die Behandlung für die 
Wettbewerbsrechtswidrigkeit vom 30.09.2005 wurden erlassen. 

14 Die Rechtsverordnung Nr. 116/2005/ND-CP der Regierung für die Durchführung einiger Artikel des 
Wettbewerbsgesetzes vom 15.09.2005 wurde erlassen. 

15 Die Rechtsverordnung Nr. 110/2005/ND-CP der Regierung für den unlauteren Multi-Level Marketing Plan 
vom 24.08.2005 wurde erlassen. 


